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1 Motivation 

1.1 Gegenstand 

Gegenstand des Beitrags ist das vom „gemeinsamen Ausschuss Elektronik im Bau-

wesen" (GAEB) entwickelte Produktdatenmodell GAEB DA XML 3.1 (GAEB 2008).  

 

Abbildung 1: GAEB DA XML-Austauschphasen 

Zur eindeutigen Beschreibung von Bauleistungen in Anwendungssystemen wurde 

von GAEB ein hierarchisches Leistungsverzeichnis (LV) und die auf XML (eXtensible 

Markup Language) basierende Spezifikationssprache GAEB DA XML entwickelt. 

Diese unterstützt derzeit die Datenaustauschphasen D80-D89 zwischen Bauplanung 

und -ausführung (vgl. Abbildung  1). Produkte werden dabei in Form von Leistungen 

beschrieben und durch Teilleistungen (synonym Positionen) verfeinert. Zur eindeuti-

gen Kennzeichnung und Identifikation der Teilleistungen dienen Ordnungszahlen 

(OZ) (max. 14 Stellen). 

Im Sinne des Standards besteht eine Bauleistung auf fachkonzeptueller Ebene aus 

einer Menge einzelner Teilleistungen (synonym Positionen), welche fortfolgend durch 

ausgewählte Attribute (u.a textuelle Beschreibung, Einheitspreis, Einheit, etc.) näher 

beschrieben werden. 
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Die zur erbringenden Bauleistung wird durch (1) eine allgemeine Darstellung der 

Bauaufgabe (Baubeschreibung), (2) ein in Teilleistungen gegliedertes Leistungsver-

zeichnis als auch (3) durch weitere Anlagen beschrieben. Dieses kann weiter nach 

Leistungsverzeichnis-Bereichen kategorisiert werden. 

Das Leistungsverzeichnis existiert zudem in zwei Fassungen, dem Langtext- und 

Kurztext- Leistungsverzeichnis (LV). Das Langtext-Leistungsverzeichnis muss die 

Teilleistungen eindeutig und präzise beschreiben. Das Kurztext-Leistungsverzeichnis 

dient hingegen ausschließlich der Kurzansprache von Teilleistungen, damit z.B. für 

die Rechnungslegung die Positionen untereinander unterschieden werden können. 

Ein Los ist der in einem Bauauftrag enthaltene mengenmäßige Anteil einer erforderli-

chen Gesamtleistung. Umfangreiche Bauleistungen sollen möglichst in Lose geteilt 

und nach diesen vergeben werden. Teillose (Gebäude 1, 2, 3, usw.) dienen dabei 

der örtlichen, Fachlose (z.B. Erdarbeiten, Zimmerarbeiten, usw.). Ein Los ist der in 

einem Bauauftrag enthaltene Anteil einer erforderlichen Gesamtleistung (also eine 

Menge an Teilleistungen). Umfangreiche Bauleistungen sollen möglichst in Lose ge-

teilt und nach Losen vergeben werden. Dabei können Teillose (bei örtlicher Abgren-

zung) und Fachlose (bei fachlicher Abgrenzung) unterschieden werden. Weiter kön-

nen Lose zu Losgruppen zusammengefasst werden. 

Los

Fachlos Teillos

Attribut

Leistungs-
beschreibung

Bau-
beschreibung

Leistungs-
verzeichnistext

Anlagen

eingeteilt in 1..*

1..*
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struktur

0..*
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1

1

1..*

besitzt 11..*

beschrieben durch 1..*

1..*

Bauleistung

 

Abbildung 2: Metamodell GAEB Produktmodell 
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Lfd. Nr. Klasse Definition 

F1 Bauleistung ist eine Klasse von Leistungen mit denselben 

Merkmalen und Besteht weiter aus einzelnen Teil-

leistungen (synonym Positionen) 

F2 Attribut beschreibt eine Eigenschaft von Bauleistungen 

F3 Los fasst Leistungsmengen zusammen.  

F4 Leistungsbe-

schreibung 

dokumentiert die zu erbringende Leistung. 

F5 Leistungs-

struktur 

Ein Produkt ist eine Leistung oder eine Gruppe von 

Leistungen. 

Tabelle 1: Übersicht berücksichtigter GAEB-Elemente 

1.2 Problem 

Da die Ressource GAEB DA XML 3.1 derzeit nur unzureichende Möglichkeiten bietet 

Kopplungstypen hybrider, und damit individueller, Produkte explizit abzubilden, wür-

de dessen Verwendung entlang bauwirtschaftlicher Lieferketten auf den einzelnen 

Wertschöpfungsstufen (Customer, Service Provider usw.) zu hidden characteristics 

(Jost 2001, S. 27f.) führen.  
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Abbildung 3: Bauindustrielle Lieferkette 
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Dies bedeutet konkret, dass Nachfragern individueller, bauwirtschaftlicher Leistungen 

auf Basis des Standards Kaufentscheidung-relevante Informationen nur einge-

schränkt zur Verfügung stünden (z.B. müssen oder können die Leistungen „Energie-

ausweis“ und „Solaranlage“ miteinander gekoppelt werden): Mit anderen Worten 

könnten die Leistungsnachfrager das Leistungsvermögen (also die Qualität der an-

gebotenen Güter und Dienstleistungen; dabei handelt es sich um nicht mehr kosten-

los veränderbare Leistungseigenschaften) der Anbieter nur zu prohibitiv hohen In-

formationssuchkosten beurteilen. 

In der Konsequenz führen diese fehlenden Informationen auf Nachfragerseite zu ei-

ner qualitativen Unsicherheit hinsichtlich der zu erwartenden Vertragsleistung (Ebers 

und Gotsch 1999, S. 213): Sie können den Wert des Vertragsgegenstandes nicht 

vollständig und objektiv bewerten bzw. können nicht beurteilen, ob der dafür veran-

schlagte Preis in ausreichendem Maße die Qualität des Vertragsgegenstandes wie-

derspiegelt (Spremann 1990, S. 568). Diese Unsicherheit kann fortfolgend zu dem 

von Ackerlof (1970) beschriebenen Phänomen des „adverse selection“ führen. 

Adverse selection droht immer dann, wenn aufgrund von Informationsasymmetrien 

bei der Preisfindung eine Durchschnittsbildung vorgenommen wird, so dass für gute 

und schlechte Qualität der gleiche Preis gilt. Ursächlich hierfür ist die bestehende 

Informationsasymmetrie auf Seiten des Anbieters. Diese können nicht zwischen „gu-

ter“ und „schlechter“ Qualität unterscheiden mit der Folge, dass sich Anbieter guter 

Qualität sukzessive vom Markt zurückziehen, da sie für ihre höherwertige Leistung 

keine entsprechenden Erlöse erzielen können. 

1.3 Perspektive 

Zur Reduzierung der mit GAEB DA XML und hybriden Produkten verbundenen Agen-

turkosten (Kontrollkosten; Garantiekosten usw.) leistet die vorliegende Arbeit einen 

Beitrag Informationssystemen im Sinne der Prinzipal-Agent-Theorie und wählt hierfür 

eine Referenzmodellierungsperspektive.  

Der Begriff des Referenzmodells weißt in der Literatur einen breiten Deutungsspiel-

raum auf (Fettke und Loos 2004, S. 332). Etymologisch betrachtet, stellten Referen-

zen zunächst Empfehlungen oder auch Auskunftspersonen dar. Diese Interpretation 

entstammt der Kaufmannssprache Mitte des 19. Jahrhunderts und bringt zum Aus-

druck, dass eine Person die Glaubwürdigkeit eines Geschäftspartners bestätigt bzw. 

eine Empfehlung hinsichtlich des Geschäftspartners abgeben kann. Später dann 
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wurde mit dem Begriff der Referenz eine Person bezeichnet, auf die man sich zu sei-

ner eignen Empfehlung beruft (Becker und Schütte 2004, S. 76). 

Für den Begriff des Referenz-Informationsmodells ist diese erste, sprachliche Ana-

lyse erhellend, da sie bereits zwei wesentliche Merkmale zur Typisierung von Refe-

renz-Informationsmodellen beinhaltet: den Bezug des Referenzmodells zu betriebs-

wirtschaftlichen Systemen (Verwendungszweck) und den Empfehlungscharakter die-

ses Modelltyps (Geltungsanspruch). Ferner lassen sich Referenzmodelle anhand 

ihrer Nähe zur Informationstechnik, der Sicht auf das Original, dem Organisations-

prinzip und der zugrunde liegenden Aussagenlogik charakterisieren. 

 Verwendungszweck: Nach Schütte (1998, S. 71) lassen sich Referenzmodelle zur 

Anwendungssystem- und zur Organisationsgestaltung identifizieren. Referenz-

Anwendungssystemmodelle, zu denen bspw. bspw. das SAP R/3-Referenzmo-

dell, das Baan-Referenzmodell oder das Oracle-Referenzmodell zählen, fokussie-

ren auf automatisierbare Informationen (Becker und Schütte 2004, S. 69). Orga-

nisationsmodelle hingegen unterstützen bei der Gestaltung von Aufbau- und Ab-

lauforganisation. 

 Nähe zur Informationstechnik: Nach Scheer (1995) bringen das Fachkonzept, DV-

Konzept und die Implementierung jeweils die Nähe eines Modells zum Original 

(Fachkonzept) bzw. die Umsetzung in Anwendungssysteme (Implementierung) 

zum Ausdruck. 

 Sicht auf das Original: Nach der in einem Modell abzubildenden Sicht auf ein Ori-

ginal können erneut nach Scheer (1995) Daten-, Funktions- und Prozessmodelle 

identifiziert werden. 

 Organisationsprinzip: In Anlehnung an die Systemtheorie sind Struktur- und Ver-

haltensmodelle zu unterscheiden. Während Strukturmodelle statische Aspekte ei-

nes Originals beschreiben (z.B. das Modell einer Aufbauorganisation), charakte-

risieren Verhaltensmodelle den dynamischen Aspekt eines Originals (z.B. das 

Modell einer Ablauforganisation) (Becker und Schütte 2004, S. 76). 

 Aussagenlogik: Unter einem Objektmodell wird hier der Sachverhalt verstanden, 

dass ein Objekt durch ein Modell repräsentiert wird. Das Objekt kann dabei im 

Sinne einer Instanz aber auch eines Typs beliebiger Natur sein. Das Metamodell 

hingegen sagt etwas über das Objektmodell aus: Es beschreibt die Syntax der 

Sprache, in welcher das Objektmodell modelliert ist. 
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Abbildung 4: Referenzmodelltypisierung 

Die vorliegende Arbeit ordnet sich bzgl. der skizzierten Merkmale in die fachkonzep-

tuelle Anwendungssystemgestaltung ein und entwickelt als Artefakt ein ProduktDa-

tenmodell (vgl. Abbildung 4) 

In der Literatur werden eine Reihe unterschiedlicher Vorgehensmodelle zur Refe-

renzmodellierung diskutiert, welche ihrem Verwendungszweck primär entweder den 

Entwurf (z.B. Hars 1994, Schütte 1998, vom Brocke 2003) oder die spätere Anwen-

dung bzw. Konfiguration unterstützen. Fortfolgend erfolgt die Modellerstellung nach 

dem Design-Science-Paradigma, welches die Arbeit wie folgt strukturiert: 

In Kapitel 2 erfolgt zunächst die Darstellung des in der Arbeit gewählten Theorie-Be-

zugsrahmens und fortfolgend die Darstellung möglicher hidden characteristics bei der 

Kopplung hybrider Produkte, ebenso wie der Lösungsbeitrag verwandter Arbeiten 

(Produktdatenmodelle).  

In Kapitel 3 werden die Anforderungen an den Lösungsansatz formuliert und fortfol-

gend in Entscheidungen hinsichtlich des eigenen Konstruktionsansatzes überführt. 

Die Anforderungen werden auf Basis gängiger Evaluationskriterien (z.B. Batini et al. 

1992) formuliert und betreffen u.a. die auszuwählende Modellierungssprachen oder 

auch Modellierungskonventionen. 

In Kapitel 4 erfolgt der Entwurf des Referenz-Produktdatenmodells. Dieser entspricht 

in der Intention der Entwicklung einer Orthosprache gemäß dem sprachkritischen 

Ansatz und hat bspw. bei Holten (1999) Einzug in die Methoden zur Entwicklung von 

Informationssystemen gefunden. 

In Kapitel 5 der Arbeit erfolgt die Evaluation des konstruierten Modells mittels 

Informed Argument. 
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2 Analyse 

2.1 Theorie-Bezugsrahmen – Die Prinzipal-Agent-Theorie 

2.1.1 Wissenschaftstheoretische Einordnung 

Die Prinzipal-Agent-Theorie zählt zu den Theorien der Neuen Institutionenökonomie 

und knüpft inhaltlich, wenn auch unter veränderten Modellannahmen (bspw. im Hin-

blick auf das Rationalitätsverständnis), an die klassischen und neoklassischen Tradi-

tionen von Smith (1974) oder auch Clements (1951) an.  

Gegenstand der Neuen Institutionenökonomie sind Institutionen. Das Wort „Institu-

tion" entstammt dem Lateinischen und bedeutet übersetzt „Einrichtung, Anleitung 

oder auch Einweisung“. In den Sozialwissenschaften, speziell auch der Soziologie, 

beschreibt das Konzept der Institution eine mit Handlungsrechten, Handlungspflich-

ten oder normativer Geltung belegte soziale Wirklichkeit, durch welche einzelne Ak-

teure (also Individuen) oder Gruppen von Akteuren nach innen (also innerhalb einer 

Gruppe) wie nach außen (zwischen Akteuren unterschiedlicher Gruppen) verbindlich 

wirken bzw. handeln.  

Institutionen konstituieren folglich ein Regelsystem zur Koordination einzelner Ak-

teure oder Akteursgruppen und normieren, (1) welche Handlungen welchen Akteuren 

erlaubt bzw. verboten sind, (2) welche Akteure berechtigt sind das Regelsystem zu 

ändern bzw. wie ein hierfür erforderlicher Veränderungsprozess auszusehen hat so-

wie (3) zu welchen Folgen Regelverstöße führen bzw. auf welche Weise diese sank-

tioniert werden (Blum et al. 2005, S. 27-28). In genau diesem Sinn sind Institutionen 

bei (Richter und Furubotn 1999, S. 8) Einrichtungen, welche die Kosten der Koordi-

nation durch die Reduzierung von Ungewissheit, die Erleichterung von Entschei-

dungsfindung und die Förderung des Handelns einzelner reduzieren. Institutionen 

beeinflussen damit also die individuelle Handlungs- bzw. Entscheidungsfreiheit sowie 

die Anreizstruktur des Einzelnen, um Unsicherheiten anderer Gruppenmitglieder 

bzgl. des Verhaltens des Einzelnen zu reduzieren. 

Institutionen können sich im Laufe der Zeit ohne konkrete Vereinbarungen herausbil-

den (informelle Institutionen). In diesem Fall sind sie kulturell gewachsen und werden 

durch Tabus, Gewohnheiten oder auch Traditionen bestimmt (z.B. das Anstellen an 

der Supermarktkasse). Alternativ dazu können Institutionen aber auch ganz bewusst 

geschaffene Regeln sein (formelle Institution), welche dann unter den Begriffen des 
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Rechts subsumiert werden (Gesetze, Verträge). Dabei können Institutionen sowohl 

das Ergebnis einer spontanen Entwicklung (z.B.: unbeabsichtigtes Ergebnis der Ver-

folgung individueller Ziele) als auch das einer autoritären Begründung (z.B.: markt-

mächtiges, fokales Unternehmen) sein. 

Die Neue Institutionenökonomie behandelt Institutionen auf dreierlei Ebenen. Auf 

erster und oberste Ebene, der Verfassungsebene, behandelt die Verfassungsöko-

nomie Institutionen auf gesamtgesellschaftlicher Ebene und versucht unter anderem 

zu beschreiben und erklären, weshalb und wie es zur Bildung von Staaten und/oder 

Verfassungen (gesetzliche Bestimmungen) kommt und wie diese Regeln auf die auf 

die Präferenzstruktur der einzelnen Gesellschaftsmitglieder wirken (Buchanan und 

Musgrave 1999, S. 1; Richter und Furubotn 1999, S. 37 f). Auf zweiter Ebene, abge-

leitet aus den Verfassungsregeln bzw. den Grundregeln nach denen ein Staat funkti-

oniert, finden sich die Verfügungsrechte des Einzelnen. Mit der Ausgestaltung und 

effizienten Verteilung spezifischer Verfügungsrechte befasst sich Verfügungsrechte-

Ansatz (Feldmann 1999, S. 107; Demsetz 1967). Auf dritter und unterster Ebene wird 

letztlich das Handeln einzelner Akteure untersucht bzw. analysiert auf welche Weisen 

sich, unter einer vorgegebenen Verfügungsrechtestruktur, Transaktions- oder Agen-

turkosten bei der Übertragung von Verfügungsrechten zwischen Akteuren verändern 

(Feldmann 1995, S. 46). 
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Abbildung 5: Ebenen der Institutionenökonomie 

2.1.2 Grundstruktur einer Prinzipal-Agent-Beziehung  

2.1.2.1 Erkenntnisobjekt 

Erkenntnisobjekte der Prinzipal-Agent-Theorie (PA-Theorie) sind dementsprechend 

ebenfalls Institutionen. Diese interpretiert die PA-Theorie, anders als die Transakti-

onskostentheorie, explizit als Transaktionen zwischen Auftraggebern (Prinzipalen) 

und Auftragnehmern (Agenten). Je Transaktion werden zwischen den beteiligten Ak-

teuren Transaktionsobjekte, also Produkte oder produktbezogene Verfügungsrechte, 

über Unternehmens- oder Betriebsgrenzen hinweg ausgetauscht bzw. übertragen 

(Williamson 1989, S. 142; Picot 1982, S. 269). Das charakteristische Element von 

PA-Beziehungen ist damit deren vertikale, hierarchische Struktur, im Rahmen derer 

der Prinzipal einen Agenten mit einer Problemlösung beauftragt (Kräkel 2007), um  

1. von dessen speziellen Kompetenzen bzw. „Produktionstechnologien“ profitieren 

zu können (Spezialisierung bedingt komparative Kostenvorteile gegenüber dem 

Prinzipal; dazu zählt ebenfalls, dass der Prinzipals zu einem gegebenen Zeitpunkt 

ggf. über keine eigenen ausreichende Ressourcen verfügt, um ein Problem inner-

halb einer definierten Zeitspanne selbst zu lösen) und/oder 
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2. von dessen zusätzlichen, entscheidungsrelevanten Informationen profitieren zu 

können, unter der Nebenbedingung, dass  

 deren Übertragung auf den Prinzipal auf dessen Seite zu prohibitiv hohen 

Kommunikationskosten führen würde und/oder  

 der Prinzipal bei konsequenter Umsetzung des Revelationsprinzips und nur 

begrenzten Ressourcen überlastet wäre. 

Der Auftrag wird in einem durch Dritte (z.B. Gerichte) verifizierbaren Vertrag doku-

mentiert, welcher dann zwischen Prinzipal und Agent, die Pflichten zu Leistung und 

Gegenleistung regelt (Kräkel 2007, S. 124)1. Zum einen enthält der Vertrag die Ver-

pflichtung des Agenten, den ihm übertragenen Auftrag durchzuführen (Leistungs-

pflicht). Zum anderen legt der Vertrag die Zahlungsmodalitäten fest, die der Agent für 

die Erfüllung des Auftrags als Gegenleistung erhalten wird sowie die zu erwartenden 

Sanktionen bei nicht vertragskonformen handeln. Was darüber hinaus im Vertrag 

vereinbart wird, ist Einzelfall-abhängig hängt von der jeweils betrachteten Prinzipal-

Agent-Beziehung und den damit verbundenen Problemen ab (Jost 2001, S. 13; Wolff 

1995, S. 38).  

Zur Koordination von Prinzipal und Agent sind nach MacNeil (1978) vollständige als 

auch unvollständige bilaterale Verträge geeignet (Richter 1990, S. 581), wobei die 

Neue Institutionenökonomie jedoch systemisch von unvollständigen Verträgen aus-

geht und diese in neoklassische und relationale Verträge differenziert. Die Eigen-

schaft „unvollständig“ weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass nach Ver-

tragsabschluss grundsätzlich unendlich viele Umweltzustände eintreten können und 

deswegen bei Vertragsschluss nicht sämtliche Vertragspflichten von Prinzipal und 

Agent, explizit oder implizit, berücksichtigt werden können: Erstens scheitert die Be-

rücksichtigung aller Vertragspflichten an den damit verbundenen Vertragskosten. 

Zweitens ist es den Akteuren aufgrund kognitiver Restriktionen nicht möglich, alle 

Eventualitäten, die im Rahmen der Vertragsbeziehung bedeutsam sein könnten, be-

reits beim Vertragsabschluss zu antizipieren und in den Vertrag mit aufzunehmen.  

 Neoklassische Verträge: Eine Transaktion auf Basis eines neoklassischen Ver-

trags umfasst nicht nur die operative Ausführung des Vertrages, sondern auch 

                                                            
1 Das Thema Verifikation wird in der Prinzipal-Agent-Theorie auch als eigenständiges, für 
sich selbst existierendes Problemfeld behandelt bzw. diskutiert: Nicht alle Verträge sind kos-
tenlos durch Dritte verifizierbar! In diesem Sinn nimmt die vorliegende Arbeit für die weitere 
Diskussion bereits eine erste Einschränkung vor. 
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weitere Kommunikations- und Koordinationsprozesse zwischen den Austausch-

partnern. Beispiele für neoklassische Vertragsbeziehungen sind langfristige Lie-

ferverträge oder Formen überbetrieblicher Kooperation (wie z. B. Joint Venture 

oder Franchising) (Williamson 1985, S. 74f., 326f.; Ebers und Gotsch 1999, S. 

231).  

 Relationale Kontrakte: Im Unterschied zu den neoklassischen Kontrakten treten 

bei relationalen Kontrakten formelle, vertraglich eindeutig festgelegte Rechtsver-

einbarungen zugunsten von informellen, impliziten Vereinbarungen, die auf einer 

gegenseitigen Abhängigkeit beruhen, in den Hintergrund. Hierbei geht es insbe-

sondere um persönliche Beziehungen zwischen den Akteuren und deren Verhal-

ten (z.B. Arbeitsvertrag). Generell können relationale Kontraktbeziehungen nicht 

anhand formaler Kriterien beurteilt werden. Konflikte zwischen den Kontraktpar-

teien werden durch einen Schlichter beigelegt, da beiden Akteuren bewusst ist, 

dass das entsprechende Wissen über die Umweltzustände bei ihnen selbst liegt 

(Picot, Dietl und Franck 2008). 

2.1.2.2 Verhaltensannahmen & Interaktion 

Die explizite Berücksichtigung eines möglichen Vertragsbruchs durch eine der beiden 

Parteien deutet bereits an, dass a priori nicht davon ausgegangen werden kann, 

dass Prinzipal und Agent dieselben Interessen verfolgen. Es muss vielmehr davon 

ausgegangen werden, dass das Handeln von Prinzipal und Agent durch ihre jeweili-

gen spezifischen, divergierenden Interessen bestimmt ist (Interessenkonflikt) und die 

beiden Akteure dabei jeweils begrenzt rational, nutzenmaximierend und opportunis-

tisch handeln. Daher kann nicht davon ausgegangen werden, dass sich der Agent im 

Sinne des Prinzipals verhält, also freiwillig dessen Nutzen versucht zu maximieren. 

Stattdessen geht die Theorie davon aus, dass der höchstmögliche Nutzen des Prin-

zipals durch andere Entscheidungen und Aktionen des Agenten realisiert wird als 

durch diejenigen, die der Agent im Interesse seiner eigenen Nutzenmaximierung ei-

gentlich treffen bzw. durchführen würde. Daher besteht ein grundsätzlicher Interes-

senskonflikt zwischen Prinzipal und Agent, die jeweils an ihrer eigenen Nutzenmaxi-

mierung interessiert sind. Der Nutzenbegriff umfasst sowohl die Befriedigung durch 

materielle Güter, wie z.B. Gehalt und Dividende, als auch durch immaterielle Güter, 

wie beispielsweise Prestige und Karriere. 
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1. Nutzenmaximierung: Die Prinzipal-Agent-Theorie unterstellt, dass die an einer 

Institution teilnehmenden Akteure versuchen – unter gegebenen institutionel-

len Rahmenbedingungen – ihren Nutzen zu maximieren. Das bedeutet, dass 

die einzelnen Akteure innerhalb des von der Institution vordefinierten Hand-

lungsraums, Entscheidungen treffen und dabei primär Eigeninteressen verfol-

gen (Richter und Furubotn 1999, S. 3ff.). Zum Ausdruck gebracht wird dies 

durch eine individuelle Nutzenfunktion eines jeden Akteurs, welche beide ver-

suchen, unter entsprechenden Nebenbedingungen, zu maximieren. Formal 

lässt sich eine Prinzipal-Agent-Modell folgendermaßen darstellen (u.a. Alp-

arslan 2006): 

Der Prinzipal P beauftragt den Agenten A mit der Erstellung einer gewünsch-

ten Leistung L. Zur Auftragsdurchführung kann der Agent aus einem Menge 

alternativer Verhaltensstrategien S wählen: 

 

Jede gewählte Verhaltensstrategie S führt zu einem Leistungsergebnis L: 

 

Das Ergebnis L ist dabei aber nicht nur abhängig von der gewählten Strategie 

S, sondern ferner auch von einer exogenen Störgröße ST: 

 

Die exogene Störgröße tritt ein, nachdem der Agent seine Strategie zwecks 

Auftragsdurchführung gewählt hat und ist nicht in jedem Fall für den Prinzipal 

beobachtbar. Die Wahrscheinlichkeit für das Eintreten einer konkreten Stör-

größe ST wird durch die Dichtefunktion g angegeben. Sie ordnet jeder mögli-

chen Störgröße st ihre Realisierungswahrscheinlichkeit g(st) zu. Damit ist es 

für den Prinzipal auch unmöglich einen Rückschluss von dem erzielten Ergeb-

nis auf die gewählte Strategie zu ziehen. 
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Ein gewünschtes und zulässiges Ergebnis lässt sich somit als kartesisches 

Produkt aus einer Verhaltensstrategie s aus S und einer exogenen Störgrö-

ßenausprägung aus ST beschreiben. Dabei wird angenommen, dass eine 

zweifach differenzierbare Ergebnisfunktion ef existiert, welche jedem Kreuz-

produkt aus s und st ein zulässiges Leistungsergebnis aus L zuordnet: 

 

In diesem Zusammenhang wird die Ergebnisfunktion ef auch als „Produkti-

onsfunktion“ des Agenten interpretiert. Wird die gewählte Strategie als dessen 

Arbeitseinsatz interpretiert, dann bleibt das Ergebnis mit zunehmendem Ar-

beitseinsatz mindestens konstant oder aber steigt an: 

 

Damit der Agent für den Prinzipal auch durchführt, richtet der Prinzipal nach 

Auftragsdurchführung eine Zahlung z aus der Menge der zulässigen Zahlun-

gen Z an den Agenten: 

 

Dabei entspricht der Nutzen des Prinzipals UP einer Kombination aus L und Z: 

 

Die Kombination aus Leistungsergebnis und Zahlung wird auch als monetäre 

Restgröße interpretiert, bei der von dem in monetären Einheiten gemessenen 

Ergebnis l die Zahlung z an den Agenten abgezogen wird. Die Nutzenfunktion 

UP des Prinzipals verhält sich unter diesen Voraussetzungen stetig, streng 

monoton steigend und zweifach differenzierbar. Im Standardmodell wird davon 

ausgegangen, dass der Prinzipal risikoneutral ist. Zum Ausdruck kommt dies 

durch UP= 0. 

Anders verhält es sich mit der Nutzenfunktion des Agenten. Der Agent erhält 

vom Prinzipal für seine gewählte Strategie eine Zahlung. Beides geht in des-

sen Nutzenfunktion UA ein. 

 

Die Nutzenfunktion UA des Agenten verhält sich hinsichtlich der Zahlung z und 

der gewählten Strategie s ebenfalls stetig, streng monoton steigend und zwei-
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fach differenzierbar. Im Standardmodell wird davon ausgegangen, dass der 

Agent risikoavers ist. Zum Ausdruck kommt dies durch UA< 0. 

Die Argumente der Nutzenfunktionen UP und UA machen der Interessenkon-

flikt zwischen Prinzipal und Agent deutlich. Die Zahlung z und die gewählte 

Strategie s determinieren den Nutzen UA des Agenten. Dabei erhöht die Zah-

lung z den Nutzen des Agenten, während hingegen die gewählte Strategie z 

und der damit verbundene Aufwand seinen Nutzen mindern. Aus diesem 

Grund ist der Agent bestrebt bei einer hohen Zahlung einen geringen Arbeits-

einsatz zu leisten. Hingegen wird der Nutzen des Prinzipals durch das Ergeb-

nis l zunächst positiv und die anschließende Zahlung z negativ beeinflusst. 

Der Prinzipal ist daher an einem „hohen“ Ergebnis bei niedrigerer Zahlung in-

teressiert. Da mit zunehmendem Arbeitseinsatz des Agenten auch die Wahr-

scheinlichkeit für ein „hohes“ Ergebnis steigt, ist der Prinzipal an einem hohen 

Arbeitseinsatz des Agenten interessiert. 

Damit der Agent aber überhaupt erst in eine Vertragsofferte einwilligt, muss 

der Prinzipal sicherstellen, dass diese den Reservationsnutzen des Agenten  

übersteigt. Darunter wird der Nutzen des Agenten verstanden, den dieser aus 

alternativen Vertragsangeboten realisieren könnte. Wird dieser „Mindestnut-

zen“ durch die Vertragsofferte nicht erreicht, lehnt der Agent das Angebot ab. 

Im Zusammenhang mit der Nutzenmaximierung steht die Annahme von kon-

stanten und konsistenten Präferenzen, welche durch die Nutzenfunktion abge-

bildet werden. Allerdings kann über einen längeren Zeitraum hinweg auch ein 

Präferenzwechsel nicht ausgeschlossen werden kann. Bereits im Standard-

modell sind die Akteure in unterschiedlichem Ausmaß bereit, für die Realisie-

rung ihrer Ziele Risiken in Kauf zu nehmen (Saam 2002, S. 19-20). Agenten 

gelten danach als risikoscheu während Prinzipale hingegen als risikoneutral 

charakterisiert werden. Dies kann dadurch begründet, dass ein Agent im Fall 

einer Schlechtleistung mit Einkommenseinbußen konfrontiert und in seiner 

Existenz bedroht ist. Der Prinzipal hingegen hat die eine Auswahl an unter-

schiedlichen Agenten. Formal wird das risikoaverse Verhalten durch eine 

streng konkave Nutzenfunktion zum Ausdruck gebracht, deren zweite Ablei-

tung kleiner Null ist. Der risikoneutrale Prinzipal wird hingegen durch eine line-

are Nutzenfunktion abgebildet! 
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2. Opportunismus: Die Prinzipal-Agent-Theorie unterstellt ferner, dass sich die 

Akteure bei der Verfolgung ihrer Eigeninteressen opportunistischen verhalten, 

also die Zuhilfenahme von Arglist in Betracht ziehen (Williamson 1985). Dabei 

wird den Akteuren unterstellt, dass sie sich aus ihrem Eigeninteresse heraus 

strategisch verhalten und Informationsasymmetrien bewusst ausnutzen, selbst 

wenn dies zu Lasten ihrer jeweiligen Markt- oder Vertragspartner geht (z.B. 

indem sie bewusst ihre Präferenzen verbergen und/oder Fakten verfälschen). 

Während die Annahme der individuellen Nutzenmaximierung auch implizieren 

könnte, dass die Akteure ehrlich sind und sich an Versprechungen halten, wird 

diese Handlungsoption durch die Annahme opportunistischen Verhaltens ex-

plizit aufgehoben. Die Literatur kennt vier Formen von Informationsasymmet-

rien: Hidden characteristics (vor Vertragsabschluss) sowie Hidden action, Hid-

den information und Hidden intention (nach Vertragsabschluss) (Spremann 

1990, S. 562) 

3. Beschränkte Rationalität: Abschließend wird angenommen, dass die einzelnen 

Akteure einer eingeschränkten Rationalität (engl. bounded rationality) unter-

worfen sind. Damit soll zum Ausdruck gebracht werden, dass die Akteure nur 

über begrenzte Informationsverarbeitungskapazitäten verfügen, jedoch versu-

chen, sich unter einem gegebenen Informationsstand ökonomisch effizient zu 

verhalten. Insofern werden die analytischen Fähigkeiten zur Informationsver-

arbeitung bezüglich der neoklassischen Theorie modifiziert. Dies wirkt sich 

unmittelbar auf die individuelle Nutzenfunktion aus. Individuen haben zwar die 

Absicht sich rational zu verhalten, unterliegen aber Beschränkungen die eine 

perfekte Rationalität nicht ermöglichen. Eine perfekte Rationalität unterstellt, 

dass die Individuen alle möglichen Umweltzustände und Handlungsalternati-

ven kennen und entscheiden können, welche für sie in dieser Situation zweck-

rational ist. Das Konzept der begrenzten Rationalität wurde von Simon (1976, 

erstmals 1945) entwickelt und von Williamson in die Neue 

Institutionenökonomie eingeführt. Es befasst sich ausschließlich mit Proble-

men der Informationsgewinnungs- und Informationsverarbeitungskapazität der 

Akteure. Schwierigkeiten, die sich aus divergierenden Zielvorstellungen erge-

ben, umfasst das Konzept nicht.  

In diesem Zusammenhang lassen sich bei den einzelnen Akteuren sowohl 

neurophysiologische als auch sprachliche Beschränkungen identifizieren: 
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Neurophysiologische Beschränkungen beziehen sich auf die Tatsache, dass 

ein Akteur nicht in der Lage ist, alle für eine Entscheidung relevanten Informa-

tionen zu erhalten bzw. alle verfügbaren Informationen auszuwerten. Dies fo-

kussiert insbesondere auf Daten und Informationsgewinnung, -verarbeitung, -

speicherung und -weitergabekapazitäten der Akteure. Mit sprachlichen Be-

schränkungen sind die begrenzten Möglichkeiten der Vermittlung von Wissen 

und Fähigkeiten durch Sprache gemeint. 

Die Interaktion zwischen Prinzipal und Agent lässt sich in Anlehnung an Jost (2001, 

S. 17-18) wie folgt beschreiben: 

1. Der Prinzipal bietet dem Agenten einen anreizkompatiblen Vertrag an, welcher 

ihm die Durchführung einer Aufgabe überträgt und seine Entlohnung regelt 

(Anreizkompatibilitätsbedingung: garantiert, dass der Agent den vom Prinzipal an-

tizipierten Arbeitseinsatz erbringt). 

2. Der Agent entscheidet ob er die Vertragsofferte annimmt oder ablehnt. 

3. Unter der Annahme, dass der Agent die Vertragsofferte annimmt, führt er die 

übertragene Aufgabe im Rahmen der ihm zur Verfügung stehenden Handlungs-

alternativen durch. Der Agent nimmt die Vertragsofferte in genau für den Fall an, 

dass sein Reservationsnutzen größer oder gleich dem Nutzen ist, welchen er bei 

Annahme der Vertragsofferte realisieren würde (Teilnahmebedingung). 

4. Nach der Auftragsdurchführung stellt der Agent das realisierte Ergebnis dem 

Prinzipal zur Verfügung. Entsprechend dem im Vertrag spezifizierten Entloh-

nungssystem wird der Agent anschließend entsprechend entlohnt. 

Diese zeitliche Struktur liegt jedem Prinzipal-Agent-Modell zugrunde (Jost 2001, S. 

18). Implizit sind damit eine Reihe von Annahmen an die Art der Beziehung zwischen 

Prinzipal und Agent verbunden: 

 Jedes Vertragsangebot seitens des Prinzipals stellt eine „take-it-or-leave-it“ Of-

ferte dar. In diesem Sinn kann der Agent die Vertragsofferte lediglich annehmen 

oder ablehnen. Die Möglichkeit dem Prinzipal ein Gegenangebot zu unterbreiten 

oder mit ihm in Vertragsverhandlungen zu treten, besitzt der Agent nicht.  

 Der Agent ist der einzige Akteur der einen Einfluss auf die Aufgabendurchführung 

besitzt. Weder ist hieran der Prinzipal noch irgendein anderer Akteur beteiligt. 

Teamproduktion in Multi-Agenten-Modellen wird im Grundmodell der Prinzipal-

Agent-Theorie nicht berücksichtigt. 
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 Der Agent bekommt nur von einem Prinzipal gleichzeitig eine Aufgabe delegiert. 

Eine Überschneidung von Kompetenzen zur Entscheidungsdelegation ist somit 

ebenfalls ausgeschlossen. Modellerweiterungen bzgl. dieser Annahme werden in 

der Prinzipal-Agenten-Literatur als Common Agency Modelle diskutiert. 

 Der Prinzipal überträgt immer lediglich eine Aufgabe. Der Agent entscheidet sich 

also nur für einen Arbeitseinsatz. Aufgaben, die im Grundmodell verschiedener 

Aktivitäten des Agenten bedürfen, werden im Grundmodell ebenfalls nicht be-

rücksichtigt. Modellerweiterungen bzgl. dieser Annahme werden in der Prinzipal-

Agenten-Literatur als Multi-Tasking Modelle diskutiert. 

 Die Beziehung zwischen Prinzipal und Agent ist im Grundmodell immer nur auf 

eine einmalige Durchführung einer Aufgabe beschränkt. Eine dynamische Bezie-

hung im Sinne einer wiederholten Durchführung derselben Aufgabe, wird mit der 

zuvor skizzierten Grundstruktur nicht eingefangen. 

2.1.2.3 Hidden Characteristics & Adverse Selection  

Innerhalb einer Prinzipal-Agent-Beziehung können ausgewählte, aber für die Auf-

tragsdurchführung relevante Informationen (synonym wird oftmals auch von zweck-

orientiertem Wissen gesprochen (Wittmann 1959, S. 14)), zwischen Prinzipal und 

Agent asymmetrisch verteilt sein. Einerseits ist diese asymmetrische Informations-

verteilung innerhalb einer Vertragsbeziehung durchaus erwünscht, da eine Prinzipal-

Agent-Beziehung als eine Konsequenz von Arbeitsteilung und Spezialisierung ge-

deutet werden kann (der Prinzipal engagiert den Agenten, da dieser spezielles Wis-

sen für die Durchführung des Auftrags besitzt). Andererseits birgt die Informations-

asymmetrie aufgrund des oben angesprochenen Interessenskonflikts auch die Ge-

fahr, dass der besser informierte Agent den schlechter informierten Prinzipal syste-

matisch ausnutzt. Die Prinzipal-Agent-Theorie unterscheidet dabei vier Typen von 

Informationsasymmetrien: Hidden characteristics, hidden action, hidden information 

und hidden intention. Wichtig ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass 

die einschlägige Prinzipal-Agent-Literatur uneinheitliche Aussagen hinsichtlich der 

Anzahl und Ausgestaltung von Informationsasymmetrien tätigt. Mitunter findet sich 

auch eine Gleichsetzung der Bezeichnung für die Informationsasymmetrie und des 

daraus resultierenden Vertragsproblems. So auch beispielsweise Arrow (1985, S. 38) 

„…I will call the two types of principal agent problems hidden action und hidden in-

formation, respectively. In the literature they are frequently refered to as moral hazard 
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and adverse selection.” Fortfolgend wird dieser Gleichsetzung jedoch nicht gefolgt 

und strikt zwischen Informationsasymmetrien und Vertragsproblemen unterschieden. 

Denn das alleinige vorliegen einer Informationsasymmetrie ist noch keine hinrei-

chende Bedingung für das Auftreten eines Vertragsproblems, sondern bedarf zusätz-

lich noch eines opportunistischen Verhaltens seitens des Agenten und eine Diver-

genz in den jeweils Zielvorstellungen. 

Für den Fall der fortfolgend betrachteten hidden characteristics hält ein Agent ex an-

te, also vor einem Vertragsabschluss bzw. zwischen Vertragsabschluss und Beginn 

der Auftragserfüllung, bewusst für den Prinzipal entscheidungsrelevante Infor-

mationen zurück, beispielsweise bezüglich  

 seinen Präferenzen, 

 seinem Leistungsvermögen (also der Qualität der von ihm angebotenen Güter 

und Dienstleistungen; dabei handelt es sich um nicht mehr kostenlos veränder-

bare Leistungseigenschaften) 

 seinem Reservationsnutzen, der für seine Vertragsentscheidung relevant ist, oder  

 seinem Erwartungsurteil bezüglich der exogenen Störgröße, 

in der Absicht sich daraus gegenüber dem Prinzipal einen Vorteil zu verschaffen 

(Jost 2001, S. 27f.) bezeichnet. Hierbei entsteht für den Prinzipal das Problem, dass 

dieser die Fähigkeiten des Auftragnehmers bzw. die Qualität der von ihm angebote-

nen Leistung erst nach Vertragsabschluss wahrnehmen kann. Vor Vertragsabschluss 

nutzt der Agent daher bewusst seine Informationsvorsprünge zur Vertragsgestaltung 

bzw. zur Wahrung seiner eigenen, und nicht der Interessen seiner Auftraggeber.  

In anderen Worten führen verborgene Eigenschaften beim Prinzipal zu einer qualita-

tiven Unsicherheit hinsichtlich der zu erwartenden Vertragsleistung (Ebers und 

Gotsch 1999, S. 213). Dies bedeutet in der Konsequenz, dass der Wert des Ver-

tragsgegenstandes nicht vollständig und objektiv bewertbar ist bzw. der dafür veran-

schlagte Preis nicht in ausreichendem Maße die Qualität des Vertragsgegenstandes 

widerspiegeln können (Spremann 1990, S. 568). Hidden characteristics können da-

mit zu dem von Ackerlof (1970) beschriebenen Phänomen des „adverse selection“ 

führen. 

Adverse selection droht immer dann, wenn aufgrund von Informationsasymmetrien 

bei der Preisfindung eine Durchschnittsbildung vorgenommen wird, so dass für gute 

und schlechte Qualität der gleiche Preis gilt. Ursächlich hierfür ist die bestehende 
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Informationsasymmetrie auf Seiten des Prinzipals. Diese können nicht zwischen „gu-

ter“ und „schlechter“ Qualität unterscheiden mit der Folge, dass sich Anbieter guter 

Qualität sukzessive vom Markt zurückziehen, da sie für ihre höherwertige Leistung 

keine entsprechenden Erlöse erzielen können. 

Im zeitlichen Ablauf stellt sich eine einfache Prinzipal-Agent-Beziehung wie folgt dar 

(in Anlehnung an Jost 2001, S. 28; Alparslan 2006, S. 22). Der Prinzipal unterbreitet 

dem Agenten ein Vertragsangebot, ohne über dessen Eigenschaften vollständige In-

formationen zu besitzen. Der Agent nimmt den Vertrag entweder an oder lehnt ihn ab 

("take-it-or-leave-it"-Offerte). Bei seiner Entscheidung wägt der Agent die aus dem 

Vertragsangebot erwachsenden Vorteile und Nachteile gegen alternative Vertrags-

offerten ab und entscheidet sich für das Angebot, sofern dadurch mindestens sein 

Reservationsnutzen erzielt wird. Stimmt der Agent der Vertragsofferte zu, wählt der 

Agent eine Aktion aus, welche vom Prinzipal beobachtet werden kann. Im Anschluss 

daran wird die exogene Störgröße realisiert. Nachdem das Ergebnis des Agenten-

Handelns feststeht (und ebenfalls vom Prinzipal beobachtet werden kann) wird der 

Agent vertragsgemäß entlohnt. 

2.1.3 Erkenntnisinteresse 

In der Literatur hat sich als Ergebnis der Systematisierungsbestrebungen eine di-

chotome Klassifizierung der Beiträge zur Prinzipal-Agent-Theorie durchgesetzt:  Die 

Prinzipal-Agent-Theorie wird in einen "normativen" Zweig und einen "positiven" 

Zweig unterteilt (Richter und Furubotn 1996; Eisenhardt 1989). 

Der normative Prinzipal-Agent-Ansatz ist stark mathematisch geprägt (Ross 1973; 

Holmstrom 1979; Stiglitz 1974) und gibt vornehmlich Gestaltungsempfehlungen hin-

sichtlich der effizientesten vertragsform zwischen Prinzipal und Agent. Ziel ist dabei, 

eine Entlohnungsfunktion zu finden, bei welcher sowohl den Nutzen des Prinzipals 

als auch der des Agenten maximiert wird. Innerhalb dieses Ansatzes wird das Ver-

tragsproblem dabei dann in der Regel als Optimierungsproblem des Prinzipals unter 

Nebenbedingungen formuliert. Entsprechend der Zielsysteme und den Risiko-

präferenzen von Prinzipal und Agent, ihren jeweiligen Informationsständen sowie 

Erwartungsurteilen bezüglich der exogenen Störgröße werden diejenigen Lösungs-

ansätze empfohlen, die zu einem pareto-optimalen Gleichgewicht führen. Ein solches 

Gleichgewicht zeichnet sich dadurch aus, dass sich weder der Prinzipal noch der 

Agent durch einen anderen Vertrag besser stellen können, ohne dass sich der je-
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weils andere Kooperationspartner verschlechtert. In dieser Form ist die Agency-The-

orie die neoklassische Antwort auf die verhaltenswissenschaftliche Kritik an zu engen 

Informations- und Rationalitätsannahmen. In der normativen Theorie werden insb. 

„optimale Verträge zur Reduzierung von Zieldivergenzen verwendet. Diese Interes-

senharmonisierung erfolgt regelmäßig durch die Einrichtung eines Anreizsystems, 

das die Handlungen des Agenten im Interesse des Prinzipals steuert. 

Die positive Prinzipal-Agent-Theorie wird hingegen als derjenige Zweig der Prinzipal-

Agent-Theorie angesehen, der sich überwiegend natürlichsprachlich mit der Be-

schreibung und Erklärung tatsächlich beobachteter Transaktionen befasst. Sie ist 

also eher empirisch deskriptiv (Fama 1983; Jensen und Meckling 1976; Fama und 

Jensen 1983; Jensen und Ruback 1983). Innerhalb der positiven Prinzipal-Agent-

Theorie wird die Vorteilhaftigkeit alternativer Verträge anhand der damit verbundenen 

Agenturkosten beurteilt. Unter Agenturkosten werden all diejenigen Kosten verstan-

den, die sich aufgrund des Abweichens (First-best-Lösung zu Second-best-Lösung) 

von einem fiktiven Idealzustand – einer Welt kostenloser Informationen – ohne Inter-

essenskonflikt, ohne Unsicherheit und ohne Informationsasymmetrie zwischen Prin-

zipal und Agent ergeben würden. Diese setzen sich zusammen aus folgenden Kos-

tenarten (in Anlehnung an Ebers und Gotsch 1999, S. 205; Riske 2002, S. 99; Jen-

sen und Meckling 1976, S. 308): 

 Kontrollkosten: Kosten der Maßnahmen des Prinzipals, die zu einem besseren 

Leistungsverhalten des Agenten führen sollen wie z.B. Kosten für die Kontrolle 

der Auftragsdurchführung; 

 Signalisierungskosten: Kosten der Maßnahmen des Agenten, die zu einer Redu-

zierung der vorvertraglichen Informationsasymmetrie zwischen Prinzipal und 

Agent führen sollen; 

 Residualverluste: Nutzeneinbuße des Prinzipals infolge des Leistungsverhaltens 

des Agenten, das die denkmögliche Nutzenmaximierung des Prinzipals verfehlt. 

Die größtmögliche Effizienz einer Agentur-theoretischen Kontraktgestaltung ist dann 

gegeben wenn eine pareto-optimale Lösung erreicht wurde. Das wäre der Fall, wenn 

die Agenturkosten gleich Null sind. Dies kann aber lediglich ein fiktiver Wert sein, da 

ein trade-off zwischen den drei Bestandteilen der Agenturkosten besteht. Der in Kauf 

zu nehmende Residualverlust lässt sich z.B. durch verstärkte Überwachungs- und 

Kontrollaufwendungen einschränken, während diese wiederum durch Garantieleis-
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tungen und glaubwürdige Verpflichtungen des Agenten reduziert werden können (Pi-

cot 1991, S. 150). 

Die Erklärung beobachteter Verträge erfolgt innerhalb der positiven Prinzipal-Agent-

Theorie entlang dreier Argumentationsschritte: Zunächst wird von der Annahme aus-

gegangen, dass beobachtete Verträge „optimal“ sind, d.h., die Koordinierung der 

Prinzipal-Agent-Beziehung durch den beobachteten Vertrag erfolgt zu minimalen 

Agenturkosten. In einem zweiten Schritt werden die Merkmale der betrachteten Prin-

zipal-Agent-Beziehung analysiert. Hierzu gehören die an der Vertragsbeziehung be-

teiligten Akteure, ihre (konfliktären) Interessen und die (asymmetrische) Informati-

onsverteilung zwischen den Akteuren. Im dritten Schritt wird argumentiert, warum die 

beteiligten Akteure den beobachteten Vertrag und keinen anderen Vertrag für die 

Koordinierung der Prinzipal-Agent-Beziehung ausgewählt haben. Diese Argumenta-

tion beschränkt sich auf den Vergleich alternativer Verträge hinsichtlich der damit 

verbundenen Agenturkosten. 

2.1.4 Lösungsansatz: Informationssysteme 

Zur Reduzierung von Prinzipal-Agent-Problemen können unterschiedliche Lösungs-

ansätze implementiert werden (Alparslan 2006). Dabei kommen u.a. solche Lö-

sungsansätze in Betracht, die dazu beitragen, die Informationsasymmetrie zwischen 

Prinzipal und Agent zu reduzieren oder eine Interessensangleichung zwischen ihnen 

herzustellen. Bei der Interessensangleichung ist allerdings ausgeschlossen, dass der 

Prinzipal die Präferenzen des Agenten beeinflusst. Aus der Perspektive der Prinzipal-

Agent-Theorie sind die Präferenzen des Agenten für den Prinzipal exogen vorgege-

ben und nicht manipulierbar. Prinzipiell denkbar wäre auch, dass der Prinzipal ver-

sucht mit geeigneten Maßnahmen(z.B. neuer Technologien) die Umweltunsicherheit 

(also die exogene Störgröße) zu reduzieren um damit nicht länger mit dem Rück-

schluss- oder Zurechnungsproblem konfrontiert zu sein. Da sich die Diskussion in der 

Prinzipal-Agent-Theorie aber ausschließlich um die Reduzierung der Informations-

asymmetrie rankt, wird der Aspekt der Umweltunsicherheit fortfolgend nicht weiter 

verfolgt. 

In der überwiegenden Anzahl handelt es sich bei den Lösungsansätzen zur Reduzie-

rung der Prinzipal-Agent-Probleme um vertragliche Lösungsansätze: Der Prinzipal 

berücksichtigt bei der Vertragsgestaltung das opportunistische Verhalten des Agen-

ten und nimmt bestimmte Lösungsansätze in den Vertrag auf, um damit zukünftigen 
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Prinzipal-Agent-Problemen zu begegnen. In diesem Sinn kann ein Vertrag als die 

"beste" Antwort des Prinzipals gedeutet werden, um die Konsequenzen der asym-

metrischen Informationsverteilung bei Unsicherheit und opportunistischem Verhalten 

zu reduzieren. 

Neben Anreiz- und Kontrollsystemen kann der Prinzipal das Adverse-Selection-

Problem auch durch den Einsatz von Informationssystemen reduzieren (Arrow 1985). 

Die Verbesserung des Informationssystems setzt an einer der Grundprämissen (In-

formationsasymmetrien) der PA-Theorie an. Informationssysteme sollen das Wissen 

des Prinzipals über das Leistungsverhalten des Agenten vor- und nach Vertragsab-

schluss verbessern. Durch die Einführung von Informationssystemen kann der Prin-

zipal seinen Informationsstand über das Leistungsverhalten des Agenten oder die 

exogene Störgröße verbessern und somit die asymmetrische Informationsverteilung 

zwischen ihm und seinem Agenten reduzieren (z. B. Steigerung der Informationsgüte 

(Fehlerfreiheit, Vollständigkeit); Senkung von Informationsbeschaffungszeiten). Je 

besser der Prinzipal über das Leistungsverhalten des Agenten oder die exogene 

Störgröße informiert ist, umso stärker wird der Agent die Interessen des Prinzipals 

berücksichtigen (Eisenhardt 1989, S. 60). 

Erlangt der Prinzipal mit Hilfe eines Informationssystems beispielsweise Wissen über 

die Realisierung der exogenen Störgröße, ist dieser im Fall von Hidden Action nicht 

länger mit dem Rückschlussproblem konfrontiert. Da dem Prinzipal die Transformati-

onsbeziehung zwischen der Aktion und der exogenen Störgröße auf der einen Seite 

und dem Auftragsergebnis auf der anderen Seite bekannt ist, kann der Prinzipal nun 

(1) vom realisierten Auftragsergebnis, die der Prinzipal zu beobachten vermag, und 

(2) der exogenen Störgröße, deren tatsächliche Realisierung der Prinzipal durch das 

Informationssystem erfährt, eine Schlussfolgerung über die Aktion ziehen, die der 

Agent tatsächlich ausgewählt hat. 

Durch den Einsatz eines Informationssystems kann also die Informationsasymmetrie 

zwischen Prinzipal und Agent reduziert werden, wodurch die Gelegenheit für oppor-

tunistisches Verhalten gesenkt wird (Eisenhardt 1989, S. 60). Jedoch wird es nicht im 

Interesse des Agenten sein, eine Gleichverteilung der Informationen herbeizuführen. 

Daher bedarf es in der Regel für die Implementierung von Informationssystemen 

auch der zusätzlichen Implementierung von Anreiz- und Kontrollsystemen (Ebers und 

Gotsch 2001, S. 215). 
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2.1.5 Lösungsbeitrag von Anwendungssystemen 

Die vorliegende Arbeit entnimmt die theoretische Vorteilhaftigkeit von Informations- 

bzw. Anwendungssystemen den Grundannahmen der PA-Theorie. Diese können 

danach in zweierlei Hinsicht zur Senkung von Agenturkosten beitragen. Zunächst 

können sie direkt und unmittelbar dazu beitragen hidden characteristics, hidden ac-

tion und hidden information abzubauen bzw. die hierfür vorgeschlagenen Maßnah-

men informationstechnologisch zu unterstützen. Andererseits können Informations-

systeme auch zur Unterstützung von Anreiz- und Kontrollmechanismen verwendet 

werden, die dazu beitragen, individuelle Anreize für eigennützliches Verhalten zum 

Schaden anderer zu reduzieren. Die Wirkung der Anwendungssysteme ist in diesem 

Fall indirekt und mittelbar, da sie nicht an den eigentlichen Risikosituationen, sondern 

an der Verminderung von deren Auswirkungen ansetzen. In beiden Fällen besteht 

die Aufgabe der Informationssysteme darin, den Handlungsbereich des Agenten für 

den Prinzipal transparenter zu machen (Ebers und Gotsch 2001, S. 215).  

Anwendungssysteme können bei allen Ansätzen zur Reduzierung von Agenturkosten 

beitragen. Neben einer Verbesserung der Informationsversorgung aufgrund techni-

scher Unterstützung der Transaktionen lassen sich auch Verhaltensnormen und 

Anreizsysteme über Informationssysteme abbilden. So kann die Bereitschaft, be-

stimmte verhaltensbezogene Regeln in Austauschbeziehungen einzuhalten als Ei-

genschaften in Wertschöpfungspartnerprofilen zur Verfügung gestellt werden, die vor 

Aufnahme eines Akteurs in die Lieferkette abgefragt werden. In Anreizsystemen ist 

zudem Datenverarbeitung mit Informationssystemen notwendig, um ausgehend von 

den erreichten Beiträgen der Akteure die vereinbarten Anreize zu ermitteln (z. B. mo-

netärer Ausgleich).  

2.2 Verwandte Arbeiten 

2.2.1 Individualisierung – Hidden Characteristics hybrider Produkte 

Zunächst ist zu konstatieren, dass in der Literatur eine weitgehende Einigkeit dahin-

gehend besteht, dass für Leistungsanbieter eine Lieferketten-übergreifende Erfüllung 

kundenindividueller Wünsche für eine erfolgreiche Marktbearbeitung von zentraler 

Bedeutung ist (Frese et al. 1999). In diesem Fall werden Wettbewerbsvorteile bzw. 

Differenzierungspotentiale mit Hilfe von sog. Individualisierungsstrategien realisiert. 

Während unter Individualisierung die Gestaltung eines Objektes im Hinblick auf einen 
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spezifischen Kunden mit dem Ziel der Erzeugung einer individuellen Problemlösung 

verstanden wird (also mittels Hybridisierung), strebt eine Differenzierungsstrategie 

zunächst lediglich nach der Bereitstellung von Lösungen, welche in der Wahrneh-

mung des Kunden hinsichtlich mindestens eines Merkmals einzigartig ist und einen 

höheren Nutzen stiftet als konkurrierende Produkte (Porter 1998, S. 14f.). Im Um-

kehrschluss sind Individualisierungsmaßnahmen als strategieunabhängige Gestal-

tungsmaßnahme somit nicht zwingend mit Differenzierungsstrategien verknüpft, wäh-

rend Differenzierungspotenziale nicht ausschließlich mit Hilfe von Individualisie-

rungsmaßnahmen erzielt werden können (z.B. Technologieführerschaft). 

Die Hybridisierung als Differenzierungsstrategie bildet damit sozusagen eine 

Schnittmenge aus Individualisierung und Differenzierung und betrifft solche Objekt-

merkmale, die nicht nur individualisierbar sind, sondern zugleich auch eine Differen-

zierung des Anbieters am Markt erlauben (Frese et al. 1999, S. 884). In diesem Zu-

sammenhang hängt die Verwirklichung einer derartigen Strategie maßgeblich davon 

ab, inwieweit es dem einzelnen Anbieter gelingt outputvariable, substitutionale Ele-

mentarkombinationen (im Sinne der Produktions- und Kostentheorie) zu realisieren. 

Übertragen auf die Baustelle bedeutet dies beispielsweise, dass ein Anbieter von 

z.B. Solaranlagen, Energieausweisen etc. diese seinem Kunden nicht nur in unter-

schiedlichen Varianten anbieten können muss, sondern diese auch mit beliebigen 

anderen Elementarfaktoren anderer Leistungsanbieter Lieferketten-übergreifend ge-

koppelt können werden müssen. Da es sich bei dem Konzept der Elementarkombi-

nation um ein multidimensionales Konstrukt handelt (potential- und prozess- und er-

gebnisorientierte Dimension), kann es für Sachgüter und Dienstleistungen in gleicher 

Weise angewendet werden.  

Zur Reduzierung von hidden characteristics wird fortfolgend expliziert, entlang wel-

cher Dimension Elementarfaktoren und grundsätzlich miteinander gekoppelt werden 

können bzw. welche Kopplungsmöglichkeiten ökonomisch vorteilhaft sind:  

 Funktionale Kopplung: Dieser Kopplungstyp trifft eine Aussage bezüglich dessen, 

ob zwei Elementarfaktoren e1 und e2 überhaupt miteinander gekoppelt werden 

müssen (z.B. aufgrund technischer oder rechtlicher Anforderungen (z.B. Garan-

tieleistungen), sollten (Kundenerwartung!), nur können oder nicht dürfen. 

Von besonderer Attraktivität sind dann natürlich Elementarfaktoren, welche 

"kann"-Kopplungen ermöglichen, da sie vom Endkunden nicht erwartet werden 
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und damit im Besonderen zur Differenzierung bzw. Realisierung von Wettbe-

werbsvorteilen beitragen bzw. nutzenstiftend sind.  

 Mengenmäßige Kopplung: Dieser Kopplungstyp trifft eine Aussage bezüglich des-

sen, ob zwei Elementarfaktoren e1 und e2 grundsätzlich nur miteinander gekop-

pelt werden können, oder ob nicht sie nicht auch mit weiteren Elementarfaktoren 

en kombiniert werden können. 

Von besonderer Attraktivität sind dann natürlich Elementarfaktoren die nicht nur 

auf sich selbst beschränkt sind und in diesem Sinne dazu beitragen können öko-

nomisch vorteilhafte Economies of Scales zu realisieren. 

 Zeitliche Kopplung: Dieser Kopplungstyp trifft eine Aussage bezüglich dessen, ob 

zwei Elementarfaktoren e1 und e2 grundsätzlich zeitgleich zur Verfügung gestellt 

bzw. nachgefragt werden, oder ob e1 e2 voraus- oder nacheilt.  

Werden beide Elementarfaktoren von ein und demselben Leistungsanbieter an-

geboten, sind zeitlich voneinander trennbare Elementarfaktoren von besonderem 

Interesse, da diese die Gefahr von Ressourcenkonflikten reduzieren  

Die erste Beurteilung von hidden characteristics hybrider Produkte kann damit also 

am Kopplungstupel (Funktion, Menge, Zeit) erfolgen. 

Ökonomische 
Kopplung

Zeitliche
Kopplung

Räumliche
Kopplung

Funktionale 
Kopplung

Mengen
Kopplung

Zeitliche
Kopplung

 

Abbildung 6: Kopplung 3-Tupel 

Auf Basis dieser ersten Unterscheidung und des Arbeitsberichts aus TP 2.1 lassen 

nachfolgende fachkonzeptuelle Anforderungen an das zu erstellende Artefakt bzw. 

die Weiterentwicklung von GAEB DA XML identifizieren: 

A1 Das zu konstruierende Artefakt muss über Konzepte zur Beschreibung des 
Potential-, Prozess- und Ergebnisdimension gleichermaßen verfügen. 
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A2 Das zu konstruierende Artefakt muss über Konzepte zur Beschreibung der 
Dauer und Kosten der Elementarkombination verfügen. 

A3 Das zu konstruierende Artefakt muss über Konzepte zur Beschreibung der 
Kundenintegration im Produktlebenszyklus verfügen. 

A4 Das zu konstruierende Artefakt muss über Konzepte zur Beschreibung mate-
rieller und immaterieller Produktbestandteile verfügen. 

A5 Das zu konstruierende Artefakt muss über Konzepte zur Beschreibung un-
terschiedlicher Versionen eines Produkts verfügen. 

A6 Das zu konstruierende Artefakt muss über Konzepte zur Beschreibung un-
terschiedlicher Wahrnehmungsebenen verfügen. 

A7 Das zu konstruierende Artefakt muss über Konzepte zur Beschreibung von 
Muss- und Kann-Beziehungen zwischen Produktbestandteilen verfügen. 

A8 Das zu konstruierende Artefakt muss über Konzepte zur Beschreibung von 
technischen Produktfunktionen verfügen. 

Tabelle 2: Anforderungsübersicht 

2.2.2 Produktdatenmodelle 

Produktdatenmodelle (Schichtel 2002) definieren alle produktdefinierenden Informa-

tionen im Produktlebenszyklus. Dabei beschreiben die technischen Produktdaten-

modelle im Besonderen die physischen Produkteigenschaften (bspw. in Form von 

Geometrie- oder Kinematikmodellen) (ISO 1994). Ihr Hauptinteresse gilt damit der 

Produktstruktur (Wie setzt sich die Sachleistung zusammen?) und den Produkt-

merkmalen (Welche objektivierten Eigenschaften besitzt das Produkt?). Komple-

mentär zu technischen Produktdatenmodellen sind kaufmännische Produktdatenmo-

delle zu sehen, die vor allem in ERP-Systemen Verwendung finden und Produktda-

ten für betriebliche Funktionsbereiche (Produktion, Beschaffung usw.) beinhalten 

(Weiß, Leukel und Kirn 2008). Danach lassen sich Produktdatenmodelle in solche 

zur Beschreibung der Ergebnis- und solche zur Beschreibung der Prozessdimension 

untergliedern. Ferner sollen neben expliziten Produktdatenmodellen auch Referenz-

datenmodelle auf ihren Lösungsbeitrag hin untersucht werden. Artefakte dieses Typs 

grenzen den zu modellierenden Gegenstand zusätzlich ein und „verkleinern“ damit 

das Konstruktionsproblem bzw. präzisieren dieses. Wie mit Referenzdatenmodellen 

grundsätzlich zu verfahren ist um sie einer Auswertung zugänglich zu machen, wird 

an dieser Stelle nicht näher erläutert, sondern stattdessen auf Kapitel 3 verwiesen, 
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welches dies dort fortfolgend beschreibt. Erfüllt ein Produkt- bzw. Referenzdatenmo-

dell eine der zuvor aufgestellten Anforderungen, wird dieses mit einem „+“ gekenn-

zeichnet. Erfüllt es eine der Anforderungen hingegen nicht, wird dieses mit einem „-“ 

kenntlich gemacht. Erfüllt es diese eingeschränkt, wird dieses mit einem „(+)“ zum 

Ausdruck gebracht. 
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A1  - - + - - - - - - - - 
A2  (+) - (+) - (+) - - - - - (+) 
A3  - - - - - - + (+) - - - 
A4  - - - - - - - - - - (+) 
A5  - - - - - - - - - - - 
A6  - - - - - + - + - - - 
A7  (+) (+) (+) (+) - (+) (+) (+) - (+) (+) 
A8  - - - - - - - - - + - 

Tabelle 3: Vergleichende Gegenüberstellung von Anforderungen und verwandter Produktdatenmodelle 

3 Design 

Die Konstruktion eines neuen Produktdatenmodells entspricht der Intention der Ent-

wicklung einer Orthosprache gemäß dem sprachkritischen Ansatz und hat bspw. bei 

Holten (1999) oder Wedekind (1981) bereits Einzug in die Methoden zur Entwicklung 

von Informationssystemen gefunden. Der Begriff Orthosprache bezeichnet eine me-

thodisch aufgebaute Sprache, in der jedes Wort oder jedes Zeichen ausdrücklich und 

zirkelfrei in seiner Verwendungsweise angegeben ist. Ortner (1997) greift den Begriff 

der Orthosprache auf und bezeichnet die Menge der Konzepte als Normsprache. 

Einen Zugang zu divergierenden Produktdatenmodellen bietet zunächst das Instru-

ment der (sprachorientierten) Metamodellierung, welches eine systematische Erfas-

sung der einzelnen Modellkonzepte erlaubt (Strahringer 1996, S. 17-19). Darauf auf-

bauend können dann anschließend unter Verwendung der Objekttypen-Methode die 

einzelnen Modellkonzepte (synonym: Objekte (im Sinne der Objekttypen-Methode)) 

extrahiert und zur Konstruktion neuer Objekttypen verwendet werden. Dabei handelt 

es sich um abstrakte Mengen von Daten wie bspw. RECHNUNG oder KUNDE (Hol-

ten 2001, S. 4). Der gewählte Ansatz macht dafür folgendes Vorgehen notwendig: 
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3.1 Metamodellierung 

Zunächst ist eine geeignete Metamodellsprache festzulegen. Anforderungen an eine 

geeignete Metamodellsprache sind insbesondere die semantische Mächtigkeit und 

Determiniertheit (Strahringer 1996, S. 130-133). Die semantische Mächtigkeit be-

schreibt, inwieweit die Sprachmittel präzise und differenziert genutzt werden können, 

ohne dass es zu einer Modellverkürzung kommt. Die Determiniertheit verlangt die 

Abwesenheit von Gestaltungsfreiräumen bei der Modellbildung. Es sollen Situationen 

vermieden werden, in denen für ein Sprachmittel der Modellierungssprache ver-

schiedene, semantisch gleichwertige Modellierungsalternativen im Metamodell ge-

wählt werden können (Strahringer 1996, S. 130-133). 

Im Anschluss daran die einzelnen (Produktdaten)Metamodelle zu spezifizieren: Je-

des Metamodell ist in der Terminologie des Originals zu spezifizieren. Allgemein 

können drei Fälle unterschieden werden: 

 Produktdatenmodell mit explizitem Metamodell: Das Metamodell wird übernom-

men und gegebenenfalls in die gewählte Metamodellsprache übersetzt. 

 Produktdatenmodell ohne explizites Metamodell: Das Metamodell wird rekonstru-

iert. 

 Referenzdatenmodelle: Neben Produktdatenmodellen werden zusätzlich auch 

Referenzdatenmodelle auf geeignete Konzepte hin untersucht. Diese grenzen 

den zu modellierenden Gegenstand zusätzlich ein und „verkleinern“ damit das 

Konstruktionsproblem. Die zugehörigen Metamodelle würden sich in diesem Fall 

jedoch aus der verwendeten Datenmodellierungssprache ergeben (z.B. Metamo-

dell von ERM); d.h. zwei unterschiedliche Referenzdatenmodelle in der gleichen 

Datenmodellierungssprache wären somit identisch. Um Referenzdatenmodelle 

ebenfalls in den Vergleich mit einbeziehen zu können, sind die Modellelemente 

daher zunächst zu typisieren und anschließend in der gewählten Metamodell-

sprache zu spezifizieren. 

Die Spezifikation der Metamodelle erfolgt formal unter Verwendung der Entity-

Relationship-Modellierung (ER-Modellierung) (Chen 1976). Diese genügt der Anfor-

derung nach semantischer Mächtigkeit und Determiniertheit. Die hier verwendeten 

Sprachkonzepte sind Entitätstypen, Attribute, Relationstypen, Kardinalitäten, Gene-

ralisierung/Spezialisierung und Aggregation. 
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3.2 Objekttypen-Methode 

Fortfolgend sind mit Hilfe der Objekttypen-Methode die gemeinsa-

men/unterschiedlichen Konzepte zu identifizieren und die einzelnen Objekttypen zu 

bilden: Die spezifizierten Metamodelle sind aufgrund der gemeinsamen Modellspra-

che dem beabsichtigten Modellvergleich zugänglich und erlauben die Identifikation 

gemeinsamer bzw. unterschiedlicher Konzepte (synonym Begriffe) sowie deren Re-

konstruktion. 

Bei Begriffen handelt es sich um abstrakte Entitäten, welche durch ein Basiswort be-

zeichnet werden. Sie besitzen ferner eine Extension (Umfang) als auch eine Inten-

sion (Inhalt). Die Extension bildet die Menge derjenigen Objekte, die unter diesen 

Begriff fallen, während die Intension bestimmt, aufgrund welcher Kriterien ein Objekt 

unter einen bestimmten Begriff fällt (Ortner 1997, S. 30). Die Ähnlichkeit von Begrif-

fen ergibt sich also aus deren Intension. 

Zur Rekonstruktion der Begriffe stellt das hier eingesetzte Instrument vier Konstrukti-

onsoperatoren zur Verfügung, mit Hilfe derer die identifizierten Begriffe zu einer 

Sprache rekonstruiert werden können: Subsumption, Subordination, Komposition 

und Reduktion (Holten 1999, S. 23-24; Wedekind 1981, S. 113-124). 

 Subsumption: Dadurch werden Objekte unter einen Begriff subsummiert und Ob-

jekttypen als abstrakte Mengen von Objekten definiert. Die Zuordnung von Objek-

ten zu Objekttypen entspricht der Schaffung von Typ-Instanzen-Beziehungen 

(z.B. Objekttyp Kunde / Objekt Kunde 1, Kunde 2 etc.). 

 Subordination: Dadurch wird mittels dem Zu- oder Absprechen von Eigenschaften 

eine Reihenfolge in eine Menge von Begriffen (Objekttypen) gebracht, so dass 

Generalisierungs-Spezialisierungs-Beziehungen entstehen (z.B. Kunde / Groß-

kunde und Kleinkunde). 

 Komposition: Dadurch werden mindestens zwei Begriffe zu einem neuen Begriff 

zusammengesetzt. Sie verlangt jedoch, dass die zu kombinierenden Begriffe be-

reits vorhanden sind oder zunächst konstruiert werden müssen (z.B. Rechnungs-

kopf / komponiert aus Kunde und Zeit). 

 Reduktion: Dadurch werden kombinierte Begriffe durch Verminderung um min-

destens eine Teil-Komponente reduziert.  
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4 Ergebnis 

Der Weiterentwicklungsvorschlag zur Beschreibung hybrider Bauprodukte gliedert 

sich aufgrund der spezifischen Eigenschaften hybrider Produkte in eine Prozess- und 

Ergebnisdimension. Dimensionsübergreifende Konzepte dienen der Beschreibung 

von Prozessen und Ergebnissen gleichermaßen.  

 

Abbildung 7: Hybrides Produktdatenmodell 

Die dargestellten Konzepte und Relationen zur Beschreibung hybrider Produkte sind 

dabei das Ergebnis einer Klassifikation und anschließenden Konsolidierung 

(Konstruktionsoperator(!)) unterschiedlicher industrieller bzw. branchenspezifischer 

Modelle (GAEB; bau:class usw.) zur Produktbeschreibung von Baudienstleistungen 

und Sachgütern. Die nachfolgende Tabelle beschreibt aus welchen Modelltypen die 

einzelnen Operanden stammen sowie zu welchem Konzept im Modell diese zusam-

mengeführt wurden. 

Konzept  Konstruktionsoperator Operanden Typ 

Ergebnisdimension 

Materielles Produkt Subordination Leistung, Sachleistung, 

Entity, Product class, Teil, 

Bauleistung, Pro-

dukt+Leistung 

ARIS Leistungsmodell, ISO 

10303, ISO 13584, Y-CIM, 

GAEB, bau:class 
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Immaterielles Produkt Subordination (Informations-)Dienstleistung, 

Sonstige Dienstleistung, 

Leitungsverzeichnis, (Start / 

Ende-) Ereignis 

ARIS Leistungsmodell, GAEB, 

Service Blueprinintg 

Produktstruktur Subsumtion Leistungsstruktur, Teile-

struktur, Relation 

ARIS Leistungsmodell, Y-CIM, 

ISO 

10303 

Los Subordination Fachlos, Teillos, Lieferung GEAB, Organisationen und 

Leistungen 

Technische Funktion Subsumtion Technische Funktion Y-CIM 

Technische Funkti-

onsstruktur 

Subsumtion Funktionsstruktur Y-CIM 

Synonym Subsumtion Synonym, Schlagwort ISO 10303, bau:class 

Kostenart Subsumtion Kostenart ARIS Leistungsmodell, Leis-

tungen und Funktionen 

Kostensatz Subsumtion Kostensatz ARIS Leistungsmodell, Leis-

tungen und Funktionen 

Leistungsverzeichnis Subsumtion Leistungsverzeichnis GAEB 

Dimensionsübergreifende Konzepte 

Merkmal Subordination Attribut, Attribute, Property, 

Teilemerkmal, Attribut, 

Beschreibungsmerkmal, 

Merkmalsleiste, Leistungs-

output (Status) 

ARIS Leistungsmodell, Daten 

und 

Leistungen, ISO 10303, ISO 

13584, YCIM, GAEB, 

bau:class 

Datentyp Komposition Property, Value, Domain ISO 13584 

Wertemenge Subordination Value, Ausprägung ISO 13584, bau:class 

Potential- und Prozessdimension 

Funktion ohne Kun-

denintegration 

Subsumtion, Subordi-

nation 

Funktion, AFunktion, Aktion, 

Funktions ohne Kundeninteg-

ration, Funktion des Anbie-

ters 

EPK Erweiterung II, Leistun-

gen und 

Funktionen, Service 

Blueprinting 

Funktion mit Kun-

denintegration 

Subsumtion, Subordi-

nation 

Funktions mit Kundeninteg-

ration, Funktion des Nachfra-

gers 

EPK Erweiterung II, Service 

Blueprinting 

Funktionsstruktur Subordination Geschäftsprozess, 

Lösungsprizip, Entscheidung, 

Anordnung 

Leistungen und Funktionen, Y-

CIM 

Input Subsumtion Leistungsinput Leistungen und Funktionen 
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Output Subsumtion Leistungsoutput Leistungen und Funktionen 

Akteur Subordination Organisationseinheit Organisationen und Leistun-

gen 

Vorgangsdauer Subsumtion Zeit Organisationen und Leistun-

gen 

Wahrnehmungsebene Subsumtion Wahrnehmungsebene Service Blueprinting 

Tabelle 4: Übersicht verwendeter Konzepte 

5 Zusammenfassung 

Das in diesem Beitrag konstruierte Artefakt berücksichtigt 37 Konzepte und stellt die-

se in einem integralen Modell zur Verfügung: 18 Konzepte zur Beschreibung der Er-

gebnisdimension, 13 Konzepte zur Beschreibung der Prozessdimension und 6 di-

mensionsübergreifende Konzepte (A1). Eine wesentliche Neuerung gegenüber exis-

tierenden Produktdatenmodellen ist dabei der Umstand, dass die künstliche Tren-

nung von Sachgütern und Dienstleistungen zu Gunsten eines einheitlichen Produkt-

begriffs aufgehoben wurde. Produkte werden nun nur noch anhand der Merkmale 

„Integration des externen Faktors“ und „Immaterialität“ beschrieben. Auf eine Typisie-

rung hinsichtlich Sachgut und Dienstleistung wird vollständig verzichtet. Zu diesem 

Zweck sieht das hybride Produktdatenmodell 4 Konzepte zur Typisierung von Pro-

duktbestandteilen vor (A3, A4): „Materielles Produkt“ und „immaterielles Produkt“ so-

wie „Funktion mit Kundenintegration“ und „Funktion ohne Kundenintegration“. Letz-

tere werden im Besonderen dafür verwendet den prozessualen Aspekt einer Ele-

mentarkombination zu beschreiben und sind, abhängig von der Integrationstiefe des 

externen Faktors, vom Endkunden wahrnehmbar (A6). Gleiches gilt auch für die Be-

ziehungen zwischen den einzelnen Produktbestandteilen (A7). Weiter verfügt das 

Artefakt über „technische Funktionen“ welche insbesondere den funktionalen Umfang 

der materiellen Produktbestandteile charakterisieren (A8). In Tabelle 4 findet sich 

eine Gegenüberstellung von Anforderung zu im Modell realisiertem Konzept. 

Einschränkend muss darauf hingewiesen werden, dass die Konzepte des konstru-

ierten Artefakts sehr wesentlich durch das Anforderungsmodell determiniert werden. 

Dessen Konstruktion basiert auf einer abstrahierten Wahrnehmung des Sachverhalts 

„kundenindividuelle Produktion“ durch einen Modellersteller [11, S. 9], von welchem 

in der Folge auch nur die als relevant erachteten Tatbestände in das (Anforderungs-

)Modell überführt werden. Mit anderen Worten können hinsichtlich der Vollständigkeit 
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und Richtigkeit des Anforderungsmodells keine abschließenden Aussagen getroffen 

werden. Vielmehr muss dieses zukünftig weiter verfeinert und auf Basis dessen das 

hier konstruierte Artefakt weiterentwickelt werden. 
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